
   
 
 

Merkblatt „Energiekredit“ (EK5) und „Energiekredit Plus“ (EK6) 
(Vergabegrundsätze entsprechend Antragsvordruck 100 Tz. 9.6 Bestätigungen)  
Der Energiekredit und der Energiekredit Plus werden aus Haushaltsmitteln des Freistaats Bayern, die aus dem Gewinn 
der LfA stammen, zinsverbilligt und zinsgünstig aus dem KfW-Energieeffizienzprogramm – Produktionsanlagen/-prozesse 
refinanziert. 
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1 Kreditnehmerkreis 

Antragsberechtigt sind kleine und mittlere Unterneh-
men (siehe Merkblatt „Beihilferechtlich relevante 
Bestimmungen und Definitionen“) der gewerblichen 
Wirtschaft und freiberuflich Tätige mit Betriebsstätte 
oder Niederlassung in Bayern. 

Nicht antragsberechtigt sind 

• Unternehmen oder freiberuflich Tätige, die sich vor-
sätzlich oder grob fahrlässig über Umweltvorschrif-
ten hinweggesetzt und dabei Umweltschäden ver-
ursacht haben, 

• Unternehmen oder freiberuflich Tätige, die einer 
früheren Beihilferückforderungsanordnung der EU 
nicht nachgekommen sind und 

•  sofern die Beihilfe nach der Allgemeinen Grup-
penfreistellungsverordnung beantragt wird, Unter-
nehmen oder freiberuflich Tätige in Schwierigkei-
ten nach EU-Definition (siehe Merkblatt „Beihilfe-
rechtlich relevante Bestimmungen und Definitio-
nen“, Tz. 7) und 

•  sofern die Beihilfe nach der De-Minimis-Verord-
nung beantragt wird, Unternehmen, die sich in ei-
nem Insolvenzverfahren befinden oder die im 
deutschen Recht vorgesehenen Voraussetzun-
gen für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 
auf Antrag ihrer Gläubiger erfüllen. 

2 Verwendungszweck 

Gefördert werden Investitionsmaßnahmen zur Stei-
gerung der Energieeffizienz im Bereich Produktions-
anlagen und -prozesse. Dabei ist es unerheblich, mit 
welchem Energieträger die Effizienzsteigerung bzw. 
Energieeinsparung erzielt wird. 

Investitionen, die zu einer Energieeinsparung von 
mindestens 10 % führen, können mit dem Energie-
kredit (EK5) gefördert werden. 

Im besonderen Maße zur Steigerung der Energieef-
fizienz beitragende Maßnahmen, die zu einer Ener-
gieeinsparung von mindestens 30 % führen, sind im 
Energiekredit Plus (EK6) förderfähig. 

Die Vorgaben des Merkblatts „Ausschlussliste der 
LfA Förderbank Bayern für Programmkredite und 
Bürgschaften“ sind zu beachten. 

Darüber hinaus sind bei diesem Förderprogramm die 
Paris-kompatiblen Sektorleitlinien der KfW Banken-
gruppe (Version 3 12/2023) zu berücksichtigen, die 
konkrete Anforderungen an die Klimaverträglichkeit 
der jeweiligen Investitionen definieren. Diese stehen 
unter www.lfa.de im Downloadbereich zur Verfü-
gung. 

2.1 Förderfähige Investitionen 

Es werden Neu- und Modernisierungsinvestitionen 
u. a. in folgenden Bereichen gefördert: 

• Maschinen/Anlagen/Prozesstechnik 

• Druckluft/Vakuum/Absaugtechnik 

 

• elektrische Antriebe/Pumpen 

• Prozesswärme 

• Prozesskälte, Kühlhäuser, Kühlräume 

• Wärmerückgewinnung/Abwärmenutzung 
(für Produktionsprozesse) 

• Mess-, Regel- und Steuerungstechnik 

• Informations- und Kommunikationstechnik 

• Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen, wenn keine För-
derung nach dem EEG bzw. dem KWKG in An-
spruch genommen wird (siehe Tz. 2.2). 

Förderfähig sind alle aktivierbaren Investitionen, die in 
unmittelbarer Verbindung mit den angestrebten Ener-
gieeinspareffekten stehen. Dazu zählen auch Aufwen-
dungen für die Planungs- und Umsetzungsbegleitung, 
Energiemanagementsysteme, der Erwerb gebrauch-
ter Wirtschaftsgüter sowie Eigenleistungen, soweit 
diese aktivierbar sind. 

2.2 Nicht förderfähige Investitionen 

Für den Energiekredit und Energiekredit Plus gelten 
folgende Ausschlüsse: 

• Fahrzeuge 
(außer selbstfahrende Arbeitsmaschinen) 

• Grundstückskosten 

• Vorhaben, die eine Förderung nach dem „Erneuer-
bare-Energien-Gesetz (EEG)“ bzw. dem „Kraft-
Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG)“ erhalten 

• Vorhaben, soweit sie aufgrund behördlicher Aufla-
gen oder rechtlicher Vorgaben durchgeführt wer-
den müssen 

• Betriebs-, Finanzierungs- und Unterhaltskosten. 

2.3 Nachweis der Energieeinsparung 

Die erwartete Energieeinsparung durch die Investi-
tion ist im Vordruck 119 (abrufbar unter www.lfa.de) 
zu quantifizieren und wahlweise durch: 

• das Unternehmen (auf Basis von Produktdaten-
blättern, Herstellernachweisen etc.) oder 

• einen fachkundigen Dritten (z. B. Anlagenherstel-
ler, Händler, Energieberater, ext. Planungsbüro) 

zu bestätigen. 

Für Neuinvestitionen ist die Energieeinsparung im 
Vergleich zum Branchendurchschnitt zu ermitteln. 
Bei Modernisierungsinvestitionen ist der Durch-
schnittsverbrauch der letzten 3 Jahre heranzuzie-
hen. 

3 Beratung 

Um Energieeinsparpotenziale fundiert zu identifizie-
ren und anschließend entsprechende Energieeffi-
zienzmaßnahmen erfolgreich zu realisieren, kann 
im Vorfeld die Einschaltung eines qualifizierten 
Energieberaters sinnvoll sein. 

http://www.lfa.de/
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Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
(BAFA, www.bafa.de) fördert Beratungskosten im 
Rahmen der „Bundesförderung für Energieberatung 
für Nichtwohngebäude, Anlagen und Systeme“. 

Das Bayerische Wirtschaftsministerium fördert 
Energieeinsparkonzepte mit bis zu 50 % der förder-
fähigen Kosten der Untersuchung 
(www.stmwi.bayern.de/service/foerderprogramme/
energiefoerderung/). 

Informationen sind zudem kostenlos über die jewei-
lige Industrie- und Handelskammer bzw. Hand-
werkskammer erhältlich. 

4 Darlehensbedingungen 

4.1 Konditionen 

Der Zinssatz für die Darlehen wird zwischen Haus-
bank und Endkreditnehmer in Abhängigkeit von Bo-
nität und Besicherung - innerhalb vorgegebener 
Grenzen - individuell vereinbart (siehe Merkblatt 
„Kreditnehmerinformation zum risikogerechten 
Zinssystem“). 

Die risikoabhängigen Zinsobergrenzen, Angaben zu 
Darlehenslaufzeiten und zum Auszahlungssatz kön-
nen unserer aktuellen Übersicht der Darlehenskon-
ditionen entnommen werden. Die darin genannten 
Standardlaufzeiten sind frei wählbar; sie sollen sich 
an der betriebsgewöhnlichen Nutzung orientieren. 

Abweichend von den Standardlaufzeiten können 
verkürzte Gesamtlaufzeiten (ganzjährig, mindes-
tens 3 Jahre) und Tilgungsfreijahre (mindestens 
1 Freijahr) beantragt werden. 

Soweit sachlich begründet, besteht die Möglichkeit, 
das Vorhaben in mehrere Darlehen aufzuteilen 
(z. B. differenziert nach unterschiedlichen Laufzei-
ten oder mit und ohne Haftungsfreistellung „Haf-
tungPlus“). 

Es gelten die Konditionen des Zusagedatums der 
LfA. Die Hausbank wird den Endkreditnehmer über 
die Zusage der LfA entsprechend unterrichten und 
die Konditionen vereinbaren. 

Für nicht abgerufene Darlehensbeträge wird nach 
Ablauf eines bereitstellungsprovisionsfreien Zeit-
raums von 12 Monaten (gerechnet vom Tage der 
Darlehenszusage der LfA an) bis zum vollständigen 
Abruf oder einem Verzicht auf das Darlehen, spä-
testens bis zum Ablauf der Abruffrist des Darlehens 
(ein Monat vor Tilgungsbeginn) eine Bereitstel-
lungsprovision von 2 % p. a. berechnet. Bei ver-
bürgten Darlehen beträgt die Abruffrist 6 Monate 
nach Darlehenszusage der LfA.  

Termine für Zins, Tilgung und ggf. Bereitstellungs-
provision sind der 31.03., 30.06., 30.09. und 30.12. 

Eine vollständige oder teilweise vorzeitige außer-
planmäßige Tilgung des ausstehenden Kreditbetra-
ges kann gegen Zahlung einer Vorfälligkeitsent-
schädigung erfolgen. 

4.2 Finanzierungshöhe 

Der Darlehenshöchstbetrag beläuft sich auf 
10 Mio. EUR je Vorhaben. Es können Vorhaben mit 
förderfähigen Kosten ab 25.000 EUR gefördert 
werden. 

Der Finanzierungsanteil des Darlehens beträgt bis zu 
100 %. 

5 Weitere Bewilligungsgrundsätze 

5.1 Richtlinien 

Für die Gewährung des Energiekredits und Ener-
giekredits Plus gelten die vom Bayerischen Wirt-
schaftsministerium bekannt gemachten Richtlinien 
für Darlehen an mittelständische Unternehmen der 
gewerblichen Wirtschaft und freiberuflich Tätige zur 
Förderung von Maßnahmen der Energieeinsparung 
und der Nutzung erneuerbarer Energien (Bayeri-
sches Energiekreditprogramm) in der jeweils gültigen 
Fassung. 

5.2 Beihilferechtliche Grundlage 

Der Energiekredit und Energiekredit Plus werden 
grundsätzlich als KMU-Investitionsbeihilfen gemäß 
Art. 17 der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverord-
nung (AGVO) in der bei Darlehenszusage gültigen 
Fassung vergeben. Mit KMU-Investitionsbeihilfen ge-
fördert werden können ausschließlich die Kosten ei-
ner Investition in materielle und immaterielle Vermö-
genswerte zur Errichtung einer neuen Betriebsstätte, 
zum Ausbau einer bestehenden Betriebsstätte, zur 
Diversifizierung der Produktion einer Betriebsstätte 
durch vorher dort nicht hergestellte Produkte oder 
vorher dort nicht erbrachte Dienstleistungen, oder zur 
grundlegenden Änderung des gesamten Prozesses 
zur Herstellung der Produkte oder Erbringung der 
Dienstleistungen, die von der Investition in die Be-
triebsstätte betroffen sind. 

Sofern die beihilferechtlichen Regularien dies erlau-
ben bzw. erfordern, können bzw. müssen die Darle-
hen stattdessen auf Grundlage der De-minimis-Ver-
ordnung in der bei Darlehenszusage gültigen Fas-
sung gewährt werden. Unter den Voraussetzungen 
der De-minimis-Verordnung sind neben Investitions-
vorhaben im Sinne des Art. 17 AGVO auch reine Ra-
tionalisierungen und Modernisierungen förderfähig.  

Die „Beihilfewerte für Kredite der LfA“ können unter 
www.lfa.de der gleichnamigen Übersicht entnommen 
bzw. per Beihilferechner ermittelt werden. Diese Bei-
hilfewerte dienen der Orientierung in der Informa-
tions- und Beratungsphase und sind unverbindlich. 
Maßgeblich sind allein die Beihilfewerte, die die LfA 
zum Zeitpunkt der Kreditzusage zugrunde legt. 

Weiterführende Informationen enthält unser Merk-
blatt „Beihilferechtlich relevante Bestimmungen und 
Definitionen“. 

5.3 Betriebsaufspaltung  

Bei der Betriebsaufspaltung ist das Eigentum an den 
Betriebsanlagen rechtlich von der Inhaberschaft des 
Betriebs getrennt. 

Unter dem Gesichtspunkt der wirtschaftlichen Einheit 
zwischen Besitz- und Betriebsgesellschaft können 
solche Vorhaben gefördert werden, wenn die Miet- 
oder Pachteinnahmen der Besitzgesellschaft steuer-
rechtlich Einkünfte aus Gewerbebetrieb darstellen, 
die der Gewerbesteuer unterliegen. 

Darlehensnehmer wird die investierende Besitzge-
sellschaft. Eine gesamtschuldnerische Mithaftung 
der Betriebsgesellschaft ist nicht erforderlich, wenn 
sich die Besitzgesellschaft vertraglich verpflichtet, die 
mit Hilfe des Darlehens angeschafften Wirtschaftsgü-
ter während der Laufzeit des Darlehens ausschließ-
lich an die Betriebsgesellschaft zu vermieten/ver-
pachten; zudem hat die Betriebsgesellschaft die Mit-
haftung für das Darlehen in Form einer Bürgschaft  
oder eines Schuldbeitritts zu übernehmen.  

 

http://www.stmwi.bayern.de/service/foerderprogramme/energiefoerderung/
http://www.stmwi.bayern.de/service/foerderprogramme/energiefoerderung/
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5.4 Vorbeginn 

Die Anträge sind vor Beginn des Vorhabens bei der 
Hausbank (Bank oder Sparkasse) zu stellen. 
Details zu den Voraussetzungen einer fristgerechten 
Antragstellung siehe Merkblatt „Beihilferechtlich rele-
vante Bestimmungen und Definitionen“. 

Die Vorhaben müssen soweit vorbereitet sein, dass 
sie nach Bewilligung der beantragten Mittel innerhalb 
eines Jahres begonnen werden können. 

5.5 Allgemeine Prosperitätsklausel 

Antragsteller, bei denen im Hinblick auf die Vermö-
gens- und Ertragslage oder die Höhe des Vorhabens 
die mögliche Finanzierungshilfe wirtschaftlich uner-
heblich ist, können nicht gefördert werden. 

5.6 Investitionsort 

Der Investitionsort muss auf dem Gebiet des Frei-
staates Bayern liegen. 

6 Mehrfachförderung 

Soweit die maßgeblichen Beihilfehöchstwerte der EU 
nicht überschritten werden (siehe Merkblatt „Beihilfe-
rechtlich relevante Bestimmungen und Definitionen“ 
insbesondere Tzn. 5, 9 und 10), können der Ener-
giekredit und der Energiekredit Plus mit anderen öf-
fentlichen Finanzierungshilfen kombiniert werden. 
Ausgenommen hiervon ist die Kombination des Ener-
giekredits mit dem Energiekredit Plus. 

Falls zum Energiekredit oder Energiekredit Plus auch 
Mittel aus dem KfW-Energieeffizienzprogramm – 
Produktionsanlagen/-prozesse beantragt werden, ist 
der Energiekredit oder Energiekredit Plus auf den 
Förderhöchstbetrag des KfW-Energieeffizienzpro-
gramms – Produktionsanlagen/-prozesse anzurech-
nen. 

Die Inanspruchnahme eines BAFA-Zuschusses für 
dieselbe Maßnahme bzw. dieselben Kosten ist nicht 
zulässig. 

7 Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ 

Soweit ein Darlehen bis 2 Mio. EUR bankmäßig nicht 
ausreichend abgesichert werden kann, ist eine 
50%ige Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ (siehe 
entsprechendes Merkblatt) möglich. 

Alternativ und bei Darlehen über 2 Mio. EUR kann 
bei nicht ausreichender Absicherung eine Bürgschaft 
der LfA bzw. der Bürgschaftsbank Bayern GmbH be-
antragt werden. 

Eine Darlehenssplittung in einen haftungsfreigestell-
ten Darlehensteil und einen verbürgten Darlehensteil 
ist nicht möglich. 

8 Antragsverfahren 

Anträge sind bei der Hausbank (Bank oder Spar-
kasse) einzureichen. Die Darlehen werden über die 
Hausbanken prinzipiell unter deren Eigenhaftung 
ausgereicht. Die Antragstellung erfolgt mit dem Vor-
druck 100. 

Bei Nutzung der Alternative zur Beantragung auf 
Grundlage der De-minimis-Verordnung (siehe Tz. 
5.2.) ist im Antrag unter Tz. 9.5 anzugeben „Beantra-
gung auf De-minimis-Basis“; darüber hinaus ist der 
Vordruck 120 (Erklärung zum Antrag auf Gewährung 
eines Darlehens/einer Bürgschaft bei De-minimis 
Beihilfen) einzureichen. 

Zusätzlich ist das Formblatt der KfW-Bankengruppe 
„Statistisches Beiblatt Investition allgemein“ beizufü-
gen. 

Die Energieeinsparung ist gemäß Tz. 2.3 mit dem 
Vordruck 119 darzulegen. Der Vordruck verbleibt 
grundsätzlich in der Kreditakte der Hausbank.Von 
der Hausbank ist in Tz. 9.5 des Antragsvor-
drucks 100 das Vorliegen der Antragsvoraussetzun-
gen gemäß Vordruck 119 zu bestätigen. 

Wird gleichzeitig eine Bürgschaft (oder eine Haf-
tungsfreistellung “HaftungPlus“) beantragt, können 
die zusätzlich erforderlichen Antragsvordrucke und 
Unterlagen dem Merkblatt „Antragsunterlagen“ ent-
nommen werden. 

In Zweifelsfällen kann sich die LfA den Vordruck 119 
vorlegen lassen bzw. Fachgutachten zum Energie-
einspareffekt einholen. Den Hausbanken steht bei 
Anträgen, die üblicherweise per Post an die LfA ge-
sendet werden, die Möglichkeit offen, diese von ihr 
und dem Antragsteller unterzeichneten Unterlagen 
auch in elektronischer Form (Fax oder PDF-Scan per 
E-Mail) bei der LfA einzureichen. Voraussetzung 
hierfür ist, dass die Hausbank wirksame Willenser-
klärungen per Fax/PDF-Scan abgibt. Reicht die 
Hausbank die Antragsunterlagen per Fax/PDF-Scan 
per E-Mail bei der LfA ein, sichert sie damit konklu-
dent zu, dass eine rechtsverbindliche Zeichnung der 
Hausbank bereits dann vorliegt, wenn sie ihre Erklä-
rungen und Bestätigungen auch per Fax bzw. PDF-
Scan per E-Mail übermittelt und dass das an die LfA 
übermittelte Fax bzw. der übermittelte Scan bildlich 
und inhaltlich dem Original entspricht. Die Übermitt-
lung per E-Mail muss durch eine geeignete Ver-
schlüsselung vor dem Zugriff Dritter geschützt wer-
den. Liegen die Voraussetzungen für eine elektroni-
sche Archivierung der Antragsunterlagen nicht vor o-
der macht die Hausbank davon keinen Gebrauch, so 
ist der Originalantrag in Papierform bei der Hausbank 
aufzubewahren. Die Antragstellung im ICOM-
Verfahren erfolgt weiterhin über eine definierte elekt-
ronische Schnittstelle. 

Die LfA gestattet aus förderrechtlicher Sicht der 
Hausbank, für die Antragsunterlagen auf die Aufbe-
wahrung von Originalunterlagen zu verzichten und 
stattdessen die Originaldokumente durch elektroni-
sche Archivierung aufzubewahren. Voraussetzung 
für die Möglichkeit der elektronischen Archivierung 
anstelle der papierhaften Aufbewahrung von origina-
len Antragsunterlagen ist, dass die Hausbank das-
selbe Verfahren und dieselbe Sorgfalt wie bei der Ar-
chivierung ihrer eigenen Unterlagen anwendet, die 
Archivierungsvorgaben analog §§ 257 HGB, 147 AO 
und die Grundsätze der ordnungsmäßigen Buchfüh-
rung einhält und die Hausbank sicherstellt, dass die 
digitalen Dokumente 

• bildlich und inhaltlich mit dem Original in Papier-
form übereinstimmen, wenn sie lesbar gemacht 
werden, 

• während der Dauer der Aufbewahrungsfrist jeder-
zeit verfügbar sind, unverzüglich lesbar gemacht 
und maschinell ausgewertet werden können, 

• fälschungssicher sind und keine Angaben weg-
gelassen, hinzugefügt oder anders dargestellt 
werden können. 

Darüber hinaus hat die Hausbank zu prüfen, ob und 
inwiefern gesetzliche Schriftformerfordernisse beste-
hen oder weitergehende rechtliche Vorschriften zur 
Aufbewahrung bestimmter Originaldokumente einzu-
halten sind und deren Einhaltung sicherzustellen. 


